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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 76. Sitzung am 24. März 
1955 beschlossene Gesetz zur Änderung und Ergänzung der Finanz- 
verfassung (Finanzverfassungsgesetz) — Drucksachen 480 Anlage I, 
960 Anlage I, 1254 — erhält die sich aus der Anlage ergebende 
Fassung. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 26. Oktober 1955 


Der Vermittlungsaussdiuß 
Kiesinger 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Druck; Bonner UniversitÄts-Buchdruckerel, Bonn 



Anlage 


Gesetz 

zur Änderung und Ergänzung der Finanzverfassung 
(Finanzverfassungsgesetz) 


Auf Grund des Artikels 107 des Grund- 
gesetzes hat der Bundestag mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Änderung des Grundgesetzes 

Artikel 106 und Artikel 107 des Grund- 
gesetzes erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 106 

(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und 
das Aufkommen der folgenden Steuern 
stehen dem Bund zu: 

1. die Zölle, 

2. die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach 
Absatz 2 den Ländern zustehen, 

3. die Umsatzsteuer, 

4. die Beförderungsteuer, 

5. die einmaligen Vermögensabgaben und die 
zur Durchführung des Lastenausgleichs er- 
hobenen Ausgleldfisabgaben, 

6. die Abgabe „Notopfer Berlin“, 

7. die Ergänzungsabgabc zur Einkommen- 
steuer und zur Körpersdiaftsteucr. 

(2) Das Aufkommen der folgenden Steuern 
steht den Ländern zu: 

L die Vermögensteuer, 

2. die Erbschaftsteuer, 

3. die Kraftfahrzeugsteuer, 

4. die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach 
Absatz 1 dem Bund zustehen, 

5. die Biersteuer, 

6. die Abgaben von Spielbanken, 

7. die Realsteuern, 

8. die Steuern mit örtlich bedingtem Wir- 
kungskreis. 


(3) Vom Aufkommen der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer stehen 
35 vom Liundert dem Bund und 65 vom 
Hundert den Ländern zu. 

(4) Durdi Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soll das Be- 
teiligungsverhältnis an der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer (Absatz 3) ge- 
ändert werden, wenn sich das Verhältnis 
zwischen den Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes und das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben der Länder unter- 
schiedlich entwickeln und in der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes oder der Länder ein so 
erheblicher Fehlbedarf entsteht, daß eine ent- 
sprechende Berichtigung des Beteiligungsver- 
hältnisses zugunsten des Bundes oder zugun- 
sten der Länder geboten ist. Hierbei Ist von 
den folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. Der Bund und die Länder tragen geson- 
dert die Ausgaben, die sich aus der Wahr- 
nehmung ihrer Aufgaben ergeben; Arti- 
kel 120 Absatz 1 bleibt unberührt. 

2. Im Rahmen der ordentlichen Einnahmen 
haben der Bund und die Länder gleich- 
mäßig Anspruch auf Deckung ihrer not- 
wendigen Ausgaben. 

3. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und 
der Länder sind so aufeinander abzustim- 
men, daß ein billiger Ausgleich erzielt, eine 
Überbelastung der Steuerpflichtigen ver- 
mieden und die Einheitlichkeit der Lebens- 
verhältnisse im Bundesgebiet gewahrt 
wird. 

Die Änderung des Beteiligungsverhältnisses 
setzt ferner voraus, daß seit dem Inkraft- 
treten des Gesetzes, welches das Beteillgungs- 
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Verhältnis zuletzt bestimmt hat, mindestens 
zwei Jahre vergangen sind; dies gilt nicht für 
eine Änderung des Beteiligungsverhältnisses 
nach Absatz 5. 

(5) Werden den Ländern durch Bundes- 
gesetz zusätzliche Ausgaben auferlegt oder 
Einnahmen entzogen, ist das Beteiligungsver- 
hältnis an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer zugunsten der Länder 
zu ändern, wenn der Tatbestand des Ab- 
satzes 4 gegeben ist. Ist die Mehrbelastung 
der Länder auf einen kurzen Zeitraum be- 
grenzt, kann sie durch Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, auch 
mit Finanzzuweisungen des Bundes ausge- 
glichen werden; in dem Gesetz sind die 
Grundsätze für die Bemessung dieser Finanz- 
zuweisungen und für ihre Verteilung auf die 
Länder zu bestimmen. 

(6) Als Einnahmen und Ausgaben der Lan- 
der im Sinne dieses Artikels gelten auch die 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden 
(Gemeindeverbände). Die Landesgesetz- 
gebung bestimmt, ob und inwieweit das 
Aufkommen der Landessteuern den Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) zufließt. 

Artikel 107 

(1) Das Aufkommen der Landessteuern 
steht den einzelnen Ländern insoweit zu, als 
die Steuern von den Finanzbehörden in 
ihrem Gebiet vereinnahmt werden (örtliches 


Aufkommen). Durch Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
nähere Bestimmungen über die Abgrenzung 
und Zerlegung des örtlichen Aufkommens 
einzelner Steuern (Steueranteile) getroffen 
werden. 

(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, ist ein ange- 
messener finanzieller Ausgleich zwischen lei- 
stungsfähigen und leistungsschwachen Län- 
dern sicherzustellen; hierbei sind die Finanz- 
kraft und der Finanzbedarf der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) zu berücksichtigen. Die- 
ses Gesetz bestimmt, daß aus Beiträgen lei- 
stungsfähiger Länder (Ausgleichsbeiträgen) 
leistungsschwachen Ländern Ausgleichszuwei- 
sungen gewährt werden; In dem Gesetz sind 
die Voraussetzungen für die Ausgleichs- 
ansprüche und die Ausgleidisverbindlichkei- 
ten sowie die Maßstäbe für die Höhe der 
Ausgleichsleistungen zu bestimmen. Das Ge- 
setz kann auch bestimmen, daß der Bund aus 
seinen Mitteln leistungsschwachen Ländern 
Zuweisungen zur ergänzenden Deckung ihres 
allgemeinen Finanzbedarfs (Ergänzungszu- 
weisungen) gewährt. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1955 in Kraft. 
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